
Rolle sie bei der Verwirklichung der Brklärung und ihrer 
Verbreibmg in den Landes- und Lokalspnu:hen noch flhemeh­
men könnten; 

19. legt allen Staaten eindringlich nahe, die Verbreibmg 
des Wortlauts der Erklllrung in ihren jeweiligen Landes­
sprachen zu erwägen und ihre Verbreitung in den Landes- und 
Lokalsprachen zu erleichtern; 

20. ersucht die Mensc\Jenrechtskommission, ihre Prüfung 
von Maßnahmen zur Verwirklichung der Erklilrung' fortzu­
setzen; 

21. ersucht den Sonderberichterstatter der Menschen­
rechtskommission, der Genera1versammbmg auf ihrer filnfzig­
sten Thgung einen Zwischenbericht vorzulegen; 

22. beschließt, die Frage der Beseitigung aller Formen der 
religiösen Intoleranz auf ihrer filnfzigsten Thgung unter dem 
Punkt "Menschenrechtsfragen " zu behandeln. 

94. P/enarsitvmg 
23. Dezember 1994 

49ß89. Regionale Vereinbarungen fBr die Förderung und 
den Schutz der Mensclumrecl1te 

Die Generalversammlung, 

unter Hinweis auf ihre Resolution 321127 vom 
16. Dezember 1977 und alle ihre nachfolgenden Resolutionen 
Ober regionale Vereinbarungen für die Förderung und den 
Schutz der Menschenrechte, 

sowie unter Hinweis darauf, daß die Generalversammlung 
in ihrer Resolution 47/125 vom 18. Dezember 1992 den 
Genera1sekretllr ersucht bat, der Versammlung auf ihrer 

. neunundvierzigsten Thgung einen Bericht Ober den Stand der 
regionalen Vereinbarungen für die Förderung und den Schutz 
der Menschenrechte vorzulegen und darin auch die Ergebnisse 
der aufgrund der genannten Resolution ergriffenen Maß­
nahmen aufzunehmen, 

ferner unter Hinweis auf die Resolution 1993/51 der 
Menschenrecbtskommission vom 9. März 1993'·, 

eingedenk der einscblllgigen Resolutionen der Menschen­
rechtskommission betreffend Beratende Dienste auf dem 
Gebiet der Mensc\Jenrechte, namentlich ihrer jOngsten Resolu­
tion zu diesem Thema, der Resolution 1994/69 vom 9. März 
1994". 

eingedenk der Erklllrung und des Aktionsprogramms von 
Wien, die am 25. Juni 1993 von der Weltkonferenz über 
Menschenrechte verabschiedet wurden', 

erneut erkllJrend, daß regionale Vereinbarungen bei der 
FIlrderungund beim Scbutz der Menschenrechte eine wichtige 
Rolle spielen und die in den internationalen Rechtsakten auf 
dem Gebiet der Menschenrechte enthaltenen universalen Men­
schenrechtsnormen sowie deren Schutz stärken sollten, 

daran erinnernd, daß die Weltkonferenz über Menschen­
rechte erneut darauf hingewiesen bat, daß es geboten ist, die 
Möglichkeit des Abschlusses von regionalen und subregiona­
len Vereinbarungen für die Förderung und den Schutz der 
Menschenrechte zu erwiIgen, sofern solche noch Diehl beste­
hen, 

nach Behtmdlung des Berichts des Genera1sekretli.48, 

in Anbetracht der Fortschritte, die unter der SchirmheIr­
schaft der Vereinten Nationen, der Sondemtganisationen sowie 
der regionalen zwischenstaatlichen Otganisationen bei der 
FIlrderung und dem Schutz der Menschenrechte auf regionaler 
Ebene bislang erzielt wurden sind, 

1. nimmt KenntnIs von dem Bericht des GeneraIsekretlk 

2. begrl4ßt es, daß das Sekretarlats-Zentrum für Men­
schenrechte bei der weiteren Stärkung der bestehenden 
regionalen Vereinbarungen und VOrkehrungen für die För­
derung und den Schutz der Menschenrechte auch weiterhin 
Kooperation und Unterstlltzung gewiIhrt, insbesondere im 
Hinblick auf Beratende Dienste und technische Hilfe sowie 
Öffentlichkeitsarbeit und AufkllIrung mit dem Ziel des 
Informations- und Erfahrungsaustauschs auf dem Gebiet der 
Menschenrechte; 

3. begrl4ßt es in diesem Zt'sammeubang 0lf!Jerdem, daß 
das Zentrum für Menschenrechte an der Veranstaltong von 
regiona1en und subregionalen Ausbi1dungskursen und Semina­
ren auf dem Gebiet der Menschenrechte unmittelbar mitge­
wirkt bat, die darauf abzielen, in den einzelnen Regionen ein 
größeres Verständnis für Fragen im Zusammenhang mit der 
FIlrderung und dem Schutz der Menschenrechte herzustellen, 
die Verfahren zu ~erb ~ ssern und die verschiedenen Systeme 
zur Förderung und zum Schutz der allgemein anerkannten 
Menschenrechtsnormen zu prüfen; 

4. betont, wie wichtig das Programm für Beratende 
Dienste auf dem Gebiet der Menschenrechte ist, und appelliert 
erneut an alle Regierungen, die Inanspruchnahme der von den 
Vereinten Nationen im Rahmen dieses Programms gebotenen 
Möglichkeit ZU erwägen, auf nationaler Ebene InformatiODS­
und/oder Ausbi1dungskurse für Regierungsbeamte Ober die 
Anwendung der internationalen Menschenrechtsnormen und 
die Erfahrungen der zustlIndigen internationalen Organe zu 
veranstalten; 

5. ersucht den Genera1sekretllr, wie im mitteJfriatigen 
Plan für den Zeitraum 1992-1997.49 vorgesehen, den Aus­
tausch zwischen den Vereinten Natioi1eD und den mit Men­
schenrechtsfragen befaßten regionalen zwischenstaat1ichen 
Organisationen zu intensivieren, und begrüßt in diesem 
Zt)S!nmneahang, daß das Zentrum für Menschenrechte auch 
weiterhin nationa1e, regionale und subregiona1e Seminare und 
Ausbildungskurse für in der Rechtspflege tIltige und mit der 
Anwendung internationaler Mensc\Jenrechtsl1bereink11nfte be­
faßte Regierungsbeamte veranstalten wird und daß 
voraussichtlich mehr Länder in allen Regionen der Welt 
entsprechend ihrem jeweiligen Bedarf Kooperations- und 
Beistandsbeziehungen mit dem Zentrum herstellen werden; 

6. bittet die Staaten in Gebieten, in denen es bislang 
keine regionalen Vereinbarungen auf dem Gebiet der Men­
schenrechte gibt, den Abschluß von Vereinbarungen zu 
erwägen, mit dem Ziel, in ihrer jeweiligen Region geeignete 
regionale Einrichtungen für die FIlrderung und den Schutz der 
Menschenrechte zu schaffen; 
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7. ermcht die Menschenrechtskommissjon, sich auch Orgauisationen vom 15. bis 18. November 1994 in Simbahwe 
weiterhin besondeJ:s mit der Frage zu befassen, wie die Uinder veransta1tete Afrikaoische Kolloquium lIber die Abwicklung 
der verschiedenen Regionen im Rahmen des Programms ftIr von Wahlen. dessen Ziel darin bestand, einen Beitrag zu dem 
Beratende Dienste auf ihr Ersuchen hin am besten unterstfltzt Demokratisienmgsprozeß in Afrika zu leisten, 
werden könneo. und erforderlichenfalls entsprechende Emp­
fehlungen dazu abzugeben; 

8. ersucht den Generalsekretär. der Generalversammlung 
auf ihrer einundfUnfzigsten 'Thgung einen Bericht I1ber den 
Stnnd der regionalen Vereinbarungen ftIr die Förderung und 
den Schutz der Menschenrechte vorzulegen und darin auch die 
Ergebnisse der aufgrund dieser Resolotion ergtiffen.m Maß­
nahmen aufzunehmen; 

9. beschließt. diese Frage auf ihrer einundfUnfzigsten 
'Thgung weiter zu behandeln. 

94. Ple1llJTSitzung 
23. Dezember 1994 

49/190. Stlirkung der Rolle der Vmeluten Nationen bei der 
Steigerung der WlrbamkeJt des GrmuIsatzI's 
regeJmltßlger und unverflllschter Wahlen und der 
Förderung ~r Demokratfsienmg 

DIe Generalverst111l1lllung. 

U1Iler Hinweis auf ihre frIIheren Resolotionen zu diesem 
Thema, insbesondere die Resolotionen 47/138 vom 
18. Dezember 1992 und 48/131 vom 20. Dezember 1993. 
sowie auf die Anlage zu der Resolotion 1989/51 der Men­
schenrechtskommission vom 7. Ml!rz 1989"'. 

sowie unter Hinweis auf die Erklärung und das Aktions­
programm von Wien. die am 25. 1uni 1993 von der Welt­
konferenz I1ber Menschenrechte verabschiedet wurden'. 
insbesondere deraof. daß darin anerkannt wird, daß der auf 
Ersuchen voo Regierungen bei der DurchfUhrung freier und 
fairer Wahlen geleisteten Unterstl1tzung. einschUeßlich der 
Unterstl1tzung bei den menschenrechtlichen Aspekten voo 
Wahlen und der Untenichtung der Öffentlichkeit lIber Wahlen, 
ftIr die Stärkung und den Autbau von Einrichtungen auf dem 
Gebiet der Menschenrechte sowie ftIr die Stärkung einer 
plurnlistischen Bl1rgergeseUschaft besondere Bedeutung 
zukommt und daß besonderer Nachdruck auf Maßnahmen 
gelegt werden sollte, die zur Erreichung dieser Ziele 
beitragen""; 

erneut erkllirend. daß Wahlhilfe und Unterstl1tzung zur 
Förderung der Demokratisieroog nur auf ausdrI1cklichen 
Antrag des betreffenden Mitgliedstaates gewährt wird, 

in der Erkenntnis. daß ein umfassender und ausgewogener 
Ansatz bei den Aktivitiiten der Vereinten Nationen auf diesem 
Gebiet nI1tzlich wäre, da er zur Stärkung der Demokratie und 
der Menschenrechte in dem betreffenden Land beitragen 
wI1rde. 

mit Genugtuungl1ber das. von der Abteilung Wahlbilfe der 
Sekretariats-Hauptabtei1ung Friedenssicheroogseinslilze in 
ZusatDnteJ!arbeit mit der Hauptabteilung Unterstfltzungs- und 
Ffihrungsdienste ftIr die Entwicklung und nichtstaatlichen 

.., A/CONF.157124 (Tell I), Kap. m. ~n, Zitfer 67. 

Kenntnis nehmend von der ErkIlirung lIber die Kriterien ftIr 
freie und faire Wahlen, die von der Interparlamentarischen 
Union anUIBIich ihrer im Ml!rz 1994 in Paris abgehaltenen 
einundneunzigsten Konferenz verabschiedet wurdet ... 

mit Genugtuung lIber die Unterstl1tzung, welche die S1aaten 
den Aktivitiiten der Vereinten Nationen auf dem Gebiet der 
WahIbiIfe gewilhrt hoben, indem sie unter anderem Sachver­
stIIndige und Wahlbeobachter zur VerfI1gung gestellt und 
Beitrilge an den 'Ireuhandfoods der Vereinten Nationen ftIr 
Wahlbeobachtung entrichtet hoben, 

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs I1ber 
die Steigmung der WtrksallllrOO des Grnndsal7ffl regelmäßiger 
und unverfiilschter Wahlen152• 

in Anbetracht dessen, daß von den Mitgliedstaaten nach 
wie vor eine große Anzahl von Ersuchen um WahJhilfe ein-
geht, 

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des GeneraIsekretlI 
I1ber die Tätigkeit der Vereinten Natiooen zur Steigeroog der 
Wlfksamkeit des Gnmdsal7ffl regelmllßiger und unver:tlilschtet 
Wahlen152; 

2. wUrdigt die Wahlhilfe, die den Mitgliedstaaten von 
den Vereinten Nationen auf Antrag gewährt wird, ersucht 
dannn, daß diese Hilfe je nach dem EinzeJfaIl und in Überein­
stimmung mit den vorgescblsgenen Richtlinien ftIr Wahlhilfe 
fottgesefzt wird, in der Erwägung. daß die Hauptverant­
wortung ftIr die Gewllhrleistung freim und fairet Wahlen bei 
den Regierungen liegt, und ersucht außerdem die Abteilung 
Wahlbilfe der Sekretariats-Hauptabteilung Friedenssicheru 
einslltze, die Mitglieds1aaten auch weiterhin regelmlißjg lIber 
die eingegangenen AntrIIge, die daraufhin ergriffenen Maß­
nahmen und die Art der gewlihrten Hilfe zu unterrichten; 

3. ersucht die Vereinten Nationen, auch weiterhin danach 
ZU trachten, vor einer Zusage zur Gewllhrung von Wahlbilfe an 
einen antragsteUenden Stsat sicherzustellen, daß ausreichend 
Zeit fI1r die Organisation und DurchfI1hrung einer wirksamen 
Mission zur Gewiihrung dieser Hilfe zur VerfI1gung steht, daß 
die Bedingungen ftIr freie und faire Wahlen gegeben sind und 
daß Vorkehrungen ftIr eine angemessene und umfassende 
Berichterstattung über die Ergebnisse der Misaion getroffen 
werden können; 

4. wUrdigt die Maßnahmen, die die Vereinten Nationen 
unternonunen hoben, um die Fortsetzung und Konsolidieroog 
des Demokratisieroogsprozesses in verschiedenen um Hilfe 
nachsuchenden Mitgliedstaaten sicheIzusteUen, namentlich die 
Gewllhrung von Hilfe sowohl vor als auch nach den Wahlen 
und die Entsendung voo Bedarfsermittlungsmissionen mit dem 
Auftrag, Programme zu empfehlen, die zur Konsolidierung des 
Demokratisierungsprozesses beitrageD. köunten, und ersucht 
dannn, daß diese Maßnahmen verstärkt werden; 
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